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§ 5 Eintrittsgeld

Bisheriger Satzungswortlaut Neuer Satzungswortlaut Grund der Änderung

(1) Bei der Aufnahme ist ein Eintrittsgeld zu zahlen. Über die Höhe des 

Eintrittsgeldes bis zum Höchstbetrag eines Geschäftsanteils beschließen 

Vorstand und Aufsichtsrat nach gemeinsamer Beratung gemäß § 28 der 

Satzung. Über die Höhe des Eintrittsgeldes bis zum Höchstbetrag eines 

Geschäftsanteils beschließen Vorstand und Aufsichtsrat nach gemeinsamer 

Beratung gemäß § 28 der Satzung Buchst. g. 

(1) Bei der Aufnahme ist ein Eintrittsgeld zu zahlen. Über die Höhe des 

Eintrittsgeldes bis zum Höchstbetrag eines Geschäftsanteils beschließen 

Vorstand und Aufsichtsrat nach gemeinsamer Beratung gemäß § 28 der 

Satzung Buchst. g. 

doppelte Nennung, 

daher Streichung

(2) Das Eintrittsgeld kann dem Ehegatten bzw. dem eingetragenen 

Lebenspartner, den minderjährigen Kindern eines Mitgliedes, dem die 

Mitgliedschaft fortsetzenden Erben erlassen werden. Hierüber entscheidet der 

Vorstand. 

(2) Das Eintrittsgeld kann dem Ehegatten bzw. dem eingetragenen 

Lebenspartner, den minderjährigen Kindern eines Mitgliedes, dem die 

Mitgliedschaft fortsetzenden Erben erlassen werden. Hierüber entscheidet der 

Vorstand. 

Nachfolgend werden alle Paragraphen der Satzung aufgeführt, für die eine Änderung vorgeschlagen wird. 
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§ 17 Geschäftsanteile und Geschäftsguthaben

Bisheriger Satzungswortlaut Neuer Satzungswortlaut Grund der Änderung

(1)    Der Geschäftsanteil beträgt 310,00 € (dreihundertzehn EURO). (1)  Der Geschäftsanteil beträgt 155,00 € (einhundertfünfundfünfzig EURO). inhaltlich neu

(2)    Mit Erwerb der Mitgliedschaft ist jedes Mitglied verpflichtet, sich mit einem 

Anteil zu beteiligen (mitgliedschaftsbegründende Pflichtanteile).

(2) Mit Erwerb der Mitgliedschaft ist jedes Mitglied verpflichtet, sich mit 2 

Anteilen zu beteiligen (mitgliedschaftsbegründende Pflichtanteile).

inhaltlich neu

Jedes Mitglied, dem eine Wohnung, ein Geschäftsraum, eine Garage, ein 

Stellplatz, ein Tiefgaragenstellplatz oder ein Carport überlassen wird oder 

überlassen worden ist, hat einen angemessenen Beitrag zur Aufbringung 

der Eigenleistung durch Beteiligung mit nutzungsbezogenen 

Pflichtanteilen zu übernehmen. Die Beteiligung erfolgt nach Maßgabe der 

Anlage, die fester Bestandteil dieser Satzung ist. Änderungen der Anlage 

zur Beteiligung mit nutzungsbezogenen Pflichtanteilen sind 

Satzungsänderungen; §§ 35 Abs. 1 Buchst. a und 36 Abs. 2 Buchst. a sind 

zu beachten.

inhaltlich neu

Ist eine Wohnung mehreren Mitgliedern (z. B. Ehegatten, Lebenspartnern, 

Familienangehörigen) überlassen, so ist eine Beteiligung mit den 

nutzungsbezogenen Pflichtanteilen nach Satz 2 nur von einem Mitglied zu 

übernehmen. 

inhaltlich neu

(3) Soweit sich das Mitglied bereits mit weiteren Anteilen gemäß Abs. 5 

beteiligt hat, werden diese auf die nutzungsbezogenen Pflichtanteile 

angerechnet.

inhaltlich neu

(3)    Jeder Geschäftsanteil ist sofort einzuzahlen. (4) Jeder Pflichtanteil ist sofort einzuzahlen. Der Vorstand kann 

Ratenzahlungen zulassen, jedoch sind in diesem Falle sofort nach Zulassung 

der Beteiligung 20 € je Pflichtanteil einzuzahlen. Vom Beginn des folgenden 

Monats ab sind monatlich weitere 20 € einzuzahlen, bis die Pflichtanteile voll 

erreicht sind. Die vorzeitige Volleinzahlung der Pflichtanteile ist zugelassen. 

inhaltlich neu
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Bisheriger Satzungswortlaut Neuer Satzungswortlaut Grund der Änderung

(4)    Über die Pflichtanteile gemäß Abs. 2 hinaus können sich die Mitglieder mit 

weiteren Anteilen beteiligen, wenn die bereits übernommenen Anteile voll 

eingezahlt sind und der Vorstand die Beteiligung zugelassen hat. Für die 

Einzahlung des zuletzt übernommenen Anteils gilt Abs. 4 entsprechend.

(5)    Über die Pflichtanteile gemäß Abs. 2 hinaus können sich die Mitglieder mit 

weiteren Anteilen beteiligen, wenn die bereits übernommenen Anteile voll 

eingezahlt sind und der Vorstand die Beteiligung zugelassen hat. Für die 

Einzahlung des zuletzt übernommenen Anteils gilt Abs. 4 entsprechend.

Absatznummer neu

(5)    Solange ein Geschäftsanteil nicht vollständig aufgefüllt ist, ist die Dividende 

dem Geschäftsguthaben zuzuschreiben. Im Übrigen gilt § 41 Abs. 4

(6)    Solange ein Geschäftsanteil nicht vollständig aufgefüllt ist, ist die Dividende 

dem Geschäftsguthaben zuzuschreiben. Im Übrigen gilt § 41 Abs. 4.

Absatznummer neu

(6)    Die Höchstzahl der weiteren Anteile gemäß Abs. 5, mit denen sich ein 

Mitglied beteiligen kann, ist 24.

(7)    Die Höchstzahl der weiteren Anteile gemäß Abs. 5, mit denen sich ein 

Mitglied beteiligen kann, ist 48.

inhaltlich neu

(7)    Die Einzahlungen auf den/die Geschäftsanteil(e), vermehrt um 

zugeschriebene Gewinnanteile, vermindert um abgeschriebene Verlustanteile, 

bilden das Geschäftsguthaben des Mitgliedes.

(8)    Die Einzahlungen auf den/die Geschäftsanteil(e), vermehrt um 

zugeschriebene Gewinnanteile, vermindert um abgeschriebene Verlustanteile, 

bilden das Geschäftsguthaben des Mitgliedes.

Absatznummer neu

(8)    Die Abtretung oder Verpfändung des Geschäftsguthabens an Dritte ist 

unzulässig und der Genossenschaft gegenüber unwirksam. Eine Aufrechnung 

des Geschäftsguthabens durch das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten 

gegenüber der Genossenschaft ist nicht gestattet. Für das 

Auseinandersetzungsguthaben gilt § 12.

(9)    Die Abtretung oder Verpfändung des Geschäftsguthabens an Dritte ist 

unzulässig und der Genossenschaft gegenüber unwirksam. Eine Aufrechnung 

des Geschäftsguthabens durch das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten 

gegenüber der Genossenschaft ist nicht gestattet. Für das 

Auseinandersetzungsguthaben gilt § 12.

Absatznummer neu

§ 17 Geschäftsanteile und Geschäftsguthaben 
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§ 33 Einberufung der Mitgliederversammlung

Bisheriger Satzungswortlaut Neuer Satzungswortlaut Grund der Änderung

(1) Die Mitgliederversammlung wird in der Regel vom Vorsitzenden des 

Aufsichtsrates einberufen. Das gesetzliche Recht des Vorstandes auf 

Einberufung der Mitgliederversammlung wird dadurch nicht berüht. 

(1) Die Mitgliederversammlung wird in der Regel vom Vorsitzenden des 

Aufsichtsrates einberufen. Das gesetzliche Recht des Vorstandes auf 

Einberufung der Mitgliederversammlung wird dadurch nicht berüht. 

(2) Die Einberufung zur Mitgliederversammlung erfolgt unter Angabe der 

Gegenstände der Tagesordnung durch eine Mitteilung an die Mitglieder in 

Textform und durch einmalige Bekanntgabe im Straubinger Tagblatt. Die 

Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger oder in einem anderen 

öffentlich zugänglichen elektronischen Informationsmedium genügt nicht. Die 

Einberufung ergeht vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder vom Vorstand, 

falls dieser die Mitgliederversammlung einberuft. Zwischen dem Tag der 

Mitgliederversammlung und dem Tag, an dem die Mitteilung in Textform gemäß 

Abs. 6 als zugegangen gilt, oder dem Datum des die Bekanntmachung 

enthaltenden Blattes muss ein Zeitraum von mindestens zwei Wochen liegen. 

Weder der Tag der Mitgliederversammlung noch der Tag, an dem die Mitteilung 

in Textform gemäß Abs.6 als zugegangen gilt, oder das Datum des die 

Bekanntmachung enthaltenden Blattes werden mitgerechnet.   

(2) Die Einberufung zur Mitgliederversammlung erfolgt unter Angabe der 

Gegenstände der Tagesordnung durch eine Mitteilung an die Mitglieder in 

Textform und durch einmalige Bekanntgabe im Straubinger Tagblatt. Die 

Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger oder in einem anderen 

öffentlich zugänglichen elektronischen Informationsmedium genügt nicht. Die 

Einberufung ergeht vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder vom Vorstand, 

falls dieser die Mitgliederversammlung einberuft. Zwischen dem Tag der 

Mitgliederversammlung und dem Tag, an dem die Mitteilung in Textform gemäß 

Abs. 6 als zugegangen gilt, oder dem Datum des die Bekanntmachung 

enthaltenden Blattes muss ein Zeitraum von mindestens zwei Wochen liegen. 

Weder der Tag der Mitgliederversammlung noch der Tag, an dem die Mitteilung 

in Textform gemäß Abs.6 als zugegangen gilt, oder das Datum des die 

Bekanntmachung enthaltenden Blattes werden mitgerechnet.   

(3) Die Mitgliederversammlung muss unverzüglich einberufen werden, wenn der 

zehnte Teil der Mitglieder dies in einer in Textform abgegebenen Eingabe unter 

Anführung des Zwecks und der Gründe verlangt. Fordert der zehnte Teil der 

Mitglieder in gleicher Weise die Beschlussfassung über bestimmte, zur 

Zuständigkeit der Mitgliederversammlung gehörende Gegenstände, so müssen 

diese auf die Tagesordnung gesetzt werden.  

(3) Die Mitgliederversammlung muss unverzüglich einberufen werden, wenn der 

zehnte Teil der Mitglieder dies in einer in Textform abgegebenen Eingabe unter 

Anführung des Zwecks und der Gründe verlangt. Fordert der zehnte Teil der 

Mitglieder in gleicher Weise die Beschlussfassung über bestimmte, zur 

Zuständigkeit der Mitgliederversammlung gehörende Gegenstände, so müssen 

diese auf die Tagesordnung gesetzt werden.  

(4) Beschlüsse können nur über Gegenstände der Tagesordnung gefasst 

werden. Nachträglich können Anträge auf Beschlussfassung gemäß Abs. 3, 

soweit sie zur Zuständigkeit der Beschlüsse können nur über Gegenstände 

der Tagesordnung gefasst werden. Nachträglich können Anträge auf 

Beschlussfassung, soweit sie zur Zuständigkeit der Mitgliederversammlung 

gehören, aufgenommen werden. 

(4) Beschlüsse können nur über Gegenstände der Tagesordnung gefasst 

werden. Nachträglich können Anträge auf Beschlussfassung, soweit sie zur 

Zuständigkeit der Mitgliederversammlung gehören, aufgenommen werden. 

doppelte Nennung, 

daher Streichung
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Bisheriger Satzungswortlaut Neuer Satzungswortlaut Grund der Änderung

(5) Gegenstände der Tagesordnung müssen rechtzeitig vor der 

Mitgliederversammlung entsprechend Abs. 2 angekündigt werden. Zwischen 

dem Tag der Mitgliederversammlung und dem Tag, an dem die Mitteilung in 

Textform gemäß Abs. 6 als zugegangen gilt, oder dem Datum des die 

Bekanntmachung enthaltenden Blattes muss ein Zeitraum von mindestens einer 

Woche liegen. Weder der Tag der Mitgliederversammlung noch der Tag, an dem 

die Mitteilung in Textform gemäß Abs. 6 als zugegangen gilt, oder das Datum 

des die Bekanntmachung enthaltenden Blattes werden mitgerechnet. Dasselbe 

gilt für Anträge des Vorstandes oder des Aufsichtsrates. Der in der 

Mitgliederversammlung gestellte Antrag auf Einberufung einer 

außenordentlichen Mitgliederversammlung braucht nicht angekündigt 

werden. Dasselbe gilt für Anträge des Vorstandes oder des Aufsichtsrates. 

Anträge zur Leitung der Versammlung sowie der in der Mitgliederversammlung 

gestellte Antrag auf Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 

brauchen nicht angekündigt werden. Über nicht oder nicht fristgerecht 

angekündigte Gegenstände können Beschlüsse nur gefasst werden, wenn alle 

Mitglieder an der Versammlung teilnehmen und kein Mitglied der Durchführung 

der Abstimmung widerspricht.   

(5) Gegenstände der Tagesordnung müssen rechtzeitig vor der 

Mitgliederversammlung entsprechend Abs. 2 angekündigt werden. Zwischen 

dem Tag der Mitgliederversammlung und dem Tag, an dem die Mitteilung in 

Textform gemäß Abs. 6 als zugegangen gilt, oder dem Datum des die 

Bekanntmachung enthaltenden Blattes muss ein Zeitraum von mindestens einer 

Woche liegen. Weder der Tag der Mitgliederversammlung noch der Tag, an dem 

die Mitteilung in Textform gemäß Abs. 6 als zugegangen gilt, oder das Datum 

des die Bekanntmachung enthaltenden Blattes werden mitgerechnet. Dasselbe 

gilt für Anträge des Vorstandes oder des Aufsichtsrates. Anträge zur Leitung der 

Versammlung sowie der in der Mitgliederversammlung gestellte Antrag auf 

Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung brauchen nicht 

angekündigt werden. Über nicht oder nicht fristgerecht angekündigte 

Gegenstände können Beschlüsse nur gefasst werden, wenn alle Mitglieder an 

der Versammlung teilnehmen und kein Mitglied der Durchführung der 

Abstimmung widerspricht.

doppelte Nennung, 

daher Streichung

(6) Erfolgt die Einberufung gem Abs. 2 oder die Ankündigung gem. Abs. 5 durch 

Mitteilung an die Mitglieder in Textform, gelten die Mitteilungen am dritten nach 

der Absendung als zugegangen. Der Tag der Absendung wird dabei nicht 

mitgerechnet.

(6) Erfolgt die Einberufung gem Abs. 2 oder die Ankündigung gem. Abs. 5 durch 

Mitteilung an die Mitglieder in Textform, gelten die Mitteilungen am dritten nach 

der Absendung als zugegangen. Der Tag der Absendung wird dabei nicht 

mitgerechnet.

(7) Soweit §§ 32 a und 32 c andere Regelungen vorsehen, gehen diese vor. (7) Soweit §§ 32 a und 32 c andere Regelungen vorsehen, gehen diese vor.

§ 33 Einberufung der Mitgliederversammlung 
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§ 40 Rücklagen

Bisheriger Satzungswortlaut Neuer Satzungswortlaut Grund der Änderung

(1) Es ist eine gesetzliche Rücklage zu bilden. Sie ist ausschließlich zur 

Deckung eines aus der Bilanz sich ergebenden Verlustes bestimmt.

(1) Es ist eine gesetzliche Rücklage zu bilden. Sie ist ausschließlich zur 

Deckung eines aus der Bilanz sich ergebenden Verlustes bestimmt.

(2) Der gesetzlichen Rücklage sind mind. 10 % des Jahresüberschusses 

abzüglich eines Verlustvortrages zuzuweisen, bis die gesetzliche Rücklage 50 % 

des Gesamtbetrages der Geschäftsguthaben erreicht hat. Die gesetzliche 

Rücklage ist bei der Aufstellung der Bilanz zu bilden.

(2) Der gesetzlichen Rücklage sind mind. 10 % des Jahresüberschusses 

abzüglich eines Verlustvortrages zuzuweisen, bis die gesetzliche Rücklage 50 % 

des Gesamtbetrages der Geschäftsguthaben erreicht hat. Die gesetzliche 

Rücklage ist bei der Aufstellung der Bilanz zu bilden.

(3) Der Vorstand darf gemäß § 28 Buchst. p mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

bei der Aufstellung des Jahresabschlusses bis max. 50 % des 

Jahresüberschusses verbindlich in die Ergebnisrücklagen einstellen (vgl. § 20 

Satz 2 GenG).

(3) Der Vorstand darf gemäß § 28 Buchst. n mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

bei der Aufstellung des Jahresabschlusses bis max. 50 % des 

Jahresüberschusses verbindlich in die Ergebnisrücklagen einstellen (vgl. § 20 

Satz 2 GenG).

Bezug auf inhaltlich 

korrekten Buchstaben zu 

§ 28 

(4) Im Übrigen können gemäß § 28 Buchst. n mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates bei der Aufstellung des Jahresabschlusses andere 

Ergebnisrücklagen gebildet werden, über die der Mitgliederversammlung vor der 

Feststellung des Jahresabschlusses gesondert zu berichten ist (§ 25 Abs. 5).

(4) Im Übrigen können gemäß § 28 Buchst. l mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

bei der Aufstellung des Jahresabschlusses andere Ergebnisrücklagen gebildet 

werden, über die der Mitgliederversammlung vor der Feststellung des 

Jahresabschlusses gesondert zu berichten ist (§ 25 Abs. 5).

Bezug auf inhaltlich 

korrekten Buchstaben zu 

§ 28 
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